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Kernaussage 
Im Sommer 2003 nahm die UNO-Mission-Kosovo (UNMIK) nach gut vier 
Jahren Präsenz eine Standortbestimmung vor und kam zu einer teilweise 
positiven Bilanz. Allerdings hatte der kosovo-albanische und -serbische 
Missmut gegenüber dem Wirken von UNMIK schon damals einen ersten – 
nicht als solchen wahrgenommenen – Gipfelpunkt erreicht. Entsprechend 
trat der Nachfolger von UNMIK-Chef Steiner, der Finne Harri Holkeri, im Au-
gust 2003 ein schweres Erbe an. Die Übergabe von weiteren Kompetenzen 
('Kosovarisierung') an die provisorischen Kosovo-Institutionen Ende 2003 
fing  die anhaltende Unzufriedenheit nicht wirklich auf. Im März 2004 richtete 
sich die Gewalt – anders als in den Jahren zuvor –  auch direkt gegen UN-
MIK-Strukturen. Es wurden 61 UNO-Polizisten verletzt und 72 Fahrzeuge 
zerstört. Die Herausforderungen haben durch die Märzereignisse noch zu-
genommen. Das Verhältnis zwischen UNMIK, Kosovo-Albanern und den 
(Kosovo-)Serben verschlechterte sich weiter und in der Status-Frage bekräf-
tigten die kosovo-albanische wie die serbische Seite erneut ihre unvereinba-
ren Positionen. UNMIK-Chef Holkeri ruft mit einem Stabilisierungsplan zu 
einem Neuanfang auf. Es handelt sich dabei letztlich um teilweise modifizier-
te Ausführungsbestimmungen zur Erreichung der Standards. UNMIK hält 
momentan – trotz des schweren Rückschlags – an den Standards und der 
Standortbestimmung Mitte 2005 fest. Ein klarer Positionsbezug lässt somit 
weiter auf sich warten.  

1.  Die Internationale Gemeinschaft (IC) im Kosovo 
Nach gut vier Jahren UNMIK-Verwaltung und dem Wechsel von UNMIK-
Chef Michael Steiner zum Finnen Harri Holkeri nahm die IC eine Standort-
bestimmung vor und zog eine zumindest teilweise positive Bilanz.        

2. Strukturen der UNO-Mission Kosovo (UNMIK) 
Die UNO wurde 1999 erst kurz vor Kriegsende mit dem aufwändigen Koso-
vo-Mandat betraut. Mit dem Abzug der serbischen Verbände im Juni 1999 
waren die staatlichen Strukturen und die gesamte Verwaltung weitgehend 
zusammengebrochen. Kriegsbedingte Zerstörungen und die teilweise  'Aus-
lagerung' von Datenmaterial und Archiven nach Serbien zwangen die UN-
MIK beim gesamten zivilen Wiederaufbau praktisch bei Null anzufangen. Die 
serbische Kooperationsbereitschaft ist bis heute bescheiden geblieben und 
dürfte durch die Märzereignisse noch weiter abnehmen. Das UNO-Mandat 
basiert  auf der UNO-Resolution 1244 vom 10. Juni 1999. Demzufolge be-
steht UNMIK aus vier Pfeilern, welche die wichtigsten internationalen Orga-
nisationen unter einem Dach vereinen. Jede von ihnen hat ein klares Man-
dat und ist der Weisungsbefugnis des UNMIK-Chefs unterstellt. Pfeiler 1 bil-
det die multinationale Polizei mit Angehörigen aus 47 Ländern. Zum Aufga-
benbereich gehört auch die Schaffung eines neuen Justizsystems. Pfeiler 2 
umfasst den zivilen Wiederaufbau. Die OSZE kümmert sich im Pfeiler 3 um 
Wahlen und Demokratisierung und die EU hat im Pfeiler 4 die Führung im 
wirtschaftlichen Wiederaufbau. Der UNMIK-Chef selbst verfügt über umfas-
sende exekutive und legislative Kompetenzen. Kosovo ist faktisch zu einem 
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UNO-Protektorat geworden.1 Primäre Aufgabe von UNMIK war ursprünglich 
die schrittweise Schaffung einer 'substanziellen Autonomie' innerhalb der 
Bundesrepublik Jugoslawien (heute Serbien und Montenegro). UNMIK zähl-
te zu Beginn mehr als 14'000 Mitarbeiter, etwa 4'600 ausländische und 
9'600 einheimische. Mittlerweile wurde fast ein Drittel davon abgebaut.  

2.1. Aufbau einer neuen Verwaltung – Herausforderungen  
Die mittlerweile häufig wechselnden, beim angestrebten Aufbau einer demo-
kratischen und multiethnischen Gesellschaft viel Geld verdienenden2 inter-
nationalen Mitarbeiter stehen schon seit einiger Zeit aus unterschiedlichen 
Gründen in der Kritik. Einerseits haben die Kompetentesten und Besten un-
ter ihnen Kosovo längst in Richtung anderer Krisenherde verlassen, ande-
rerseits kommen die vielschichtigen Schwierigkeiten dieser Grossverwaltung 
hinzu: Kommunikationsprobleme, organisatorische Defizite, unscharfe Ab-
grenzungen der Kompetenzen, Doppelspurigkeiten, ein Durcheinander kon-
kurrierender Regierungs- und Nichtregierungsorganisationen sowie Rivalitä-
ten und Friktionen innerhalb und zwischen den verschiedenen Strukturen. 
Angesichts der Grösse und der internationalen Zusammensetzung dieses oft 
bürokratischen Apparates sind solche Mängel jedoch nur bedingt vermeid-
bar. Die Errichtung einer vollständig neuen, effizienten Verwaltung bleibt oh-
nehin eine Langzeitaufgabe. Im Alltag sind noch viele praktische Probleme  
zu lösen. So konnten zum Beispiel die verfügten Steuern erst bei 2'000 von 
40'000 Unternehmen eingezogen werden.                    

2.2. Schwieriges Erbe für den neuen UNMIK-Chef Holkeri 
Am 8. Juli 2003 beendete der deutsche Diplomat Michael Steiner seine 18-
monatige Amtszeit als UNMIK-Chef.3 Am Schluss hielten sich der Respekt 
vor seinem enthusiastischen Einsatz und die Kritik an seinem selbstherrli-
chen Aktionismus ('König von Kosovo') etwa die Waage.4 Noch schlechter 
waren der als serbenfreundlich geltende erste UNMIK-Chef, der Franzose 
Bernard Kouchner, und der kaum mehr als Dienst nach Vorschrift leistende, 
unglücklich kämpfende Däne Hans Häkkerup weggekommen. Ende August 
2003 übernahm der ehemalige finnische Regierungschef Harri Holkeri das 
schwierige Amt. Holkeri nannte den Kampf gegen die OK, den Terrorismus 
und die interethnische Gewalt als Prioritäten seiner Arbeit.5 Letzteres bekam 
durch die Ereignisse vom März 2004 eine damals kaum vorhersehbare Ak-
tualität. Die Kosovo-Albaner erwarten von Holkeri vor allem eine neutrale 
Position zwischen Kosovo-Albanern und Kosovo-Serben. Gerade diese 
Gratwanderung war seinen Vorgängern nicht immer geglückt und dürfte 
auch für Holkeri die zentrale Herausforderung darstellen. Die bereits ange-
schlagenen Beziehungen Holkeris zur politischen Führung des Kosovo ver-
schlechterten sich nach den Märzunruhen weiter. Bereits wird seine Aus-
wechslung verlangt.6    

                                            
1  Neue Zürcher Zeitung. Zürich. 11. April 2003. 
2  Frankfurter Allgemeine Zeitung. Frankfurt. 3. Juli 2003. 
3  Agence France Presse. Pristina. 8. Juli 2003. 
4  Stuttgarter Zeitung. Stuttgart. 16. Juni 2003.  
5  Frankfurter Allgemeine Zeitung. Frankfurt. 28. August 2003. 
6  Frankfurter Allgemeine Zeitung. Frankfurt. 5. März 2004. 
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3. Verhältnis der Kosovo-Albaner zu UNMIK ver-
schlechtert sich seit März 2004 weiter    

Nach gut vier Jahren UNMIK-Protektorat hatte sich das Verhältnis zwischen 
Kosovo-Albanern und der UNMIK zusehends abgekühlt und unbemerkt ei-
nen vorläufigen Tiefpunkt erreicht. Wiederholt wurde UNMIK sowohl von ko-
sovo-albanischer wie serbischer Seite vorgeworfen ratlos, untätig, erfolglos 
oder korrupt zu sein. Die Kritik an UNMIK ist oftmals das einzige Gemein-
same zwischen Kosovo-Albanern und Kosovo-Serben. Parlamentssprecher 
Nexhat Daci forderte den Abzug von UNMIK per Ende 2004. Am 4. Januar 
2004 erhob Ramush Haradinaj, Chef der Allianz für die Zukunft des Kosovo 
(AAK), eine identische Forderung.7 Die extremistische Nationale  Bewegung 
für die Befreiung des Kosovo (LKCK) unterstellte UNMIK gar, die Nachfolge 
der früheren serbischen 'Besatzer' angetreten zu haben.8 Verklausuliert 
wurde auch angedeutet, es sei historisch einmalig, dass UNMIK und KFOR 
bis anhin nicht direkt angegriffen wurden.9 Diese anhaltenden verbalen An-
griffe dürften denn auch mitverantwortlich für  die Ereignisse vom März 2004 
gewesen sein.       

3.1. Angriffe auf die UNMIK während den Märzunruhen  
In den letzten Jahren war es auch schon zu gewalttätigen Konfrontationen 
gekommen. Das Ausmass und die Intensität der Gewaltausbrüche am 
17. März 2004 überraschten UNMIK jedoch. Anlässlich der aufruhrartigen 
Zusammenstösse wurden ein KFOR-Soldat getötet, 11 Soldaten und 61 
UNO-Polizisten verletzt und 72 UNMIK-Fahrzeuge10 zerstört (Anhang 1-3). 
In nächster Zeit ist mit anhaltenden Unverträglichkeiten zu rechnen, die ein 
hohes Eskalationspotential haben.          

4. Übergabe von Verantwortung ('Kosovarisierung')  
Per 31. Dezember 2003 übergab UNMIK weitere 25 'Kompetenzen' an die 
provisorischen Kosovo-Institutionen, das heisst an die Präsidentschaft, die 
Regierung und das Parlament von Kosovo. Darunter befinden sich Landwirt-
schaft und Umwelt sowie Kultur und Medien. Bis zur endgültigen Klärung der 
Status-Frage verbleiben die Bereiche Sicherheit, Aussenbeziehungen, Min-
derheitenrechte und -schutz sowie Energie bei UNMIK.11 Faktisch trifft UN-
MIK weiterhin die letzten Entscheidungen. Offensichtlich genügte dieser  
Kompetenztransfer nicht, um die aufgestauten Frustrationen aufzufangen.  
Allerdings nehmen die Kosovo-Albaner selbst zeitweise eine höchst ambiva-
lente Position zu ihrer Eigenverantwortung ein. Einerseits fordern die Regie-
rungsangehörigen aller Funktionsstufen mehr Einbindung und Verantwor-
tung und andererseits werden zugestandene Befugnisse nicht wahrgenom-
men. Die kosovo-albanischen Akteure verwenden viel Energie darauf,  UN-
MIK zu kritisieren und deren Autorität in Frage zu stellen. Dies ist auch bei 
der Ursachenforschung für die Märzunruhen und die Ermittlung der Verant-

                                            
7  BBC European Monitoring. Pristina. 4. Januar 2004.  
8  Kosovapress. Pristina. 30. Januar 2004.  
9  Radio Televizioni Kosova. Pristina. 23. Januar 2004.  
10  Neue Zürcher Zeitung. 24. März 2004. 
11  UN News Service. Pristina. 31. Dezember 2003.  
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wortlichkeiten der Fall. Serbien macht diesen Machttransfer an die Kosovo-
Albaner direkt verantwortlich für die Märzvorkommnisse12 und unterhält des-
halb in den serbischen Enklaven parallele, eigene (Verwaltungs-)Strukturen.  

5. Statusfrage: Standortbestimmung Mitte 2005  
Die Status-Frage stellt die grösste Herausforderung für eine dauerhafte Sta-
bilisierung der Region dar. Am 10. Dezember 2003 setzte UNMIK eine Ar-
beitsgruppe für die Implementierung der 'Standards für Kosovo' ein, um der 
Politik 'Standards before Status' neues Momentum zu verleihen (Anhang 4). 
Die Standards legen in einer Art 'Roadmap' die zu erreichenden Rahmenbe-
dingungen fest, bevor Mitte 2005 die Statusfrage endgültig entschieden 
werden kann. Die insgesamt acht Standards beinhalten unter anderem Ge-
spräche mit Belgrad, die Flüchtlingsrückkehr oder die Stellung des Kosovo-
Schutzkorps (TMK).13 Bald nach bekannt werden dieser Standards, üben 
kosovo-albanische Politiker und Nebojsa Covic, der Leiter des serbischen 
Koordinationszentrums für Kosovo, Kritik aus. Die Kosovo-Serben boykottie-
ren die Sitzungen der Arbeitsgruppe.14 Zwar ist mit diesen Standards der 
von den Kosovo-Albanern lange bemängelte fehlende Mechanismus zur 
Messung der erreichten Fortschritte vorhanden, problematisch ist jedoch, 
dass die Standards eine Art 'Idealgesellschaft' beschreiben. Zudem sind vie-
le Kriterien nicht wirklich messbar und es bleibt einiger Interpretations- und 
Ermessensspielraum offen. Ebenso wurde 'Mitte 2005' von den Kosovo-
Albanern vor  den Märzunruhen faktisch als verbindlicher Zeithorizont für die 
Unabhängigkeit angesehen.  

5.1. Die Auswirkungen der Märzereignisse auf die Status-
Diskussion 

Die Märzunruhen haben weder ein Umdenken noch eine Kompromissbereit-
schaft bewirkt. Präsident Ibrahim Rugova forderte ein unabhängiges Kosovo 
'ohne Kompromisse'15 und 'unantastbare Grenzen'. Die serbische Regierung 
erneuerte ihrerseits die bereits zuvor erhobene Forderung nach einer Kan-
tonalisierung entlang ethnischer Grenzen, um den serbisch bewohnten Ge-
bieten mehr Autonomie und Schutz vor kosovo-albanischen Übergriffen zu 
verschaffen.16 Rugovas Sprecher Muhamet Hamiti bezeichnet 'serbische 
Zonen' oder eine territoriale Autonomie als "Codewörter" für eine Teilung 
des Kosovo, welche unter keinen Umständen eintreten wird.17 Die IC hält 
den serbischen und kosovo-albanischen Forderungen die formal weiterhin 
geltende UNO-Resolution 1244 entgegen, welche solche Vorgänge explizit 
ausschliesst.18 Harri Holkeri rief als Sofortreaktion zu einem Neuanfang im 
Kosovo auf19 und stellte zusammen mit der Kosovo-Regierung einen 100-
seitigen Stabilisierungsplan vor, in dem festgehalten wird, dass 'der Aufbau 
von Rechtsstaatlichkeit', die Verfolgung von Gesetzesübertretern und die 
                                            
12  Tanjug. Belgrad in: Deutsche Welle Monitor-Dienst Osteuropa. Köln. 1. April 2004. 
13  UN Security Council. 4886th Meeting. 17. Dezember 2004.  
14  Agence France Presse. Pristina. 10. Dezember 2003. 
15  Agence France Presse. Pristina. 23. März 2004. 
16  Associated Press. Pristina. 23. März 2004. 
17  Associated Press. Pristina. 26. März 2004.  
18  Berliner Zeitung. Berlin. 29. Dezember 2003. 
19  Associated Press. Pristina. 24. März 2004.  
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öffentliche Achtung von Recht und Ordnung 'unmittelbaren Vorrang' ha-
ben.20 Faktisch handelt es sich dabei um teilweise modifizierte Ausführungs-
bestimmungen zur Erreichung der Standards. Die IC will momentan trotz des 
schweren Rückschlags an den Standards festhalten und Mitte 2005 eine 
allgemeine Standortbestimmung vornehmen. Die wiederholt verlangte klare 
Stellungnahme der IC zur Status-Frage lässt somit weiter auf sich warten.   
 
 
 

  

                                            
20  Agence France Presse. Pristina. 31. März 2004. 
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